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A 9 K 442/19 Abschrift 

1 
VcRWAL TUNGSGERICHT SIGMARINGEN 

Beschluss 

In der Verwaltungsrechtslililche 

- Antragstellerin -
proztil&sbevollmächtigt: 
RechtsanwMlte Dr. Wingerter u. Koll., 
Wilhelmstraße 16, 74072 Heilbronn, Az: 9 

gegen 

Bundesrepublik Deutschland, 
diese vertreten durch das aundesamt für Migration und Flüchtlinge, 
F'fi:i:l!lrstraße 1, - Gebäude F -, 75139 Karlsruhe, Ar.: -232 

- Antragsgegnerin -

wegen Asyl u.a., 
fuh!!r: Antrag gern. § BO Abs. 7 VwGO 

lnat das Verwaltungsgericht Sigmaringen • 9. Kammer - durch den Richter Dr. Felnäu­
gle als Einz:•lriehter 

am 29. F'ebruar 2019 

beschlossen: 

Der BeschluH des Verwaltungsgerichts Sigmaringen vom 27.07.2016 -A 9 K 
2974118 - wird geändert. 

Die aufschiebende Wirkung der Klage - A 9 K 2973/1 l:l - der Antragstelll!lrin ge­
gen d•n Bescheid des Bundesamtes fOr Migration und FIOchtllnge vom 
27.04.2018 wird hinsichtlich Ziffer 3 dieses 13escheld$ amgeordnet. 

Die Antragsgegnerin trägt die Koatliln des gerlchtakostenfrelen Verfahren&, 

Gründt 
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Der Antrag der Antragstellerin, unter Abänderung des Beschlusses des Verwaltungs. 

gerichts Sigmaringen vom 27.07.2018 • A 9 K 2974/18 ·die aUfschiebende Wirkung 

Ihrer Klage gegen den Elescheid des Bundesamtes fllr Migration und Flllohtllnge vom 

27.04.201 B hinsichtlich dessen Ziffer 3 anzuordnen, Ist zulässig und auch begründet 

Nach § 80 Abs. 7 Satz 2 VwGO kann jeder Beteiligte die Andarung eines Beschlusses 

nach § 80 Abs. 5 VwGO wegen verilnderter Umstände beantragen. Der ll:iltzte Se" 

schluss zum von der Antragstellerin erstrebten Ziel der Anordnung der aufschiebenden 

Wirkung ihrer Klage gegen die Absohlebungsandrohung (Ziffer 3 dea Bescheids des 

Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom 27.04.2016) datiert vom 27.07.2018-

A g K 297 411 a ., Danach sind nach gegenwärtiger Auffassung des Gerichts neue Um· 

stände aufgetreten und vorgetragen worden, die die bisher bestehende Mögllohkelt 

einet Abschiebung der Antragatellerln noch vor Abschluss des Vet1ahrens In der 
Hauptsache - A 9 K 2973/1 B - nicht mehr rechtfertigen. Es ist nämlich nunmehr nicht 

völlig von der Hand zu weisen, dass die sechsmonatige Oberstellungsfrist nach Art. 29 

Abs. 1 Dublin 111-VO verstriehen ist und auch keine längere Übarstellungsfrlst gilt. 

Auf den Beschluss des Gerichts vom 27.07.2018 • A 9 K 2974/18 -, mit dern der Eilan­

trag abgelehnt wurde, wurde die Oberstellungsfrist neu in Lauf gesetzt (BVerwG, Urteil 

vom 28.05.2016 • 1 C 15.15 ·, NVwZ 2016, 1185) und endete grundsätzlich Ende Ja· 
nuar 2019. 

Die - hier von der Antragsgegnerin ins Feld geführte - Verlängerung der Überstel· 

lungsfrist nach Art. 29 Abs. 2 Satz 2 Dublin lll·VO setzt voraus, dass der Asylbewerber 

„flüchtig" ifit, was die überatellende Behörde nachweisen muss. Flucht liegt nur vor, 

wenn der Asylbewerber während eines (nicht definierten) ll:lngliilren Zeitraums für die 

zuständigen Behörden nicht erreichbar ist (vgl. etwa jf.lngst VG Regensburg, Se· 

schlu11 vom 09.01.2019 - RN 6 S 18.50495-, jurls). 

Dass die Antragstellerin „flüchtig" ist bzw. war, Ist danach vorliegend nach Aktl:ilnlage 

nicht hinreichend nachgewleaen. Am .01.2019 wurde eine Abschiebung der Antrag­

stellerin Versucht. Sie schlug fehl, da die Antragstellerin nicht angetroffen wurde. Es 

wurde allerdlnge nicht hinreichend festgestellt, w1J1rum sie nioht angetroffen wurde. So 
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liegt dem Gericht nur ein Schreiben des Bundesamtes vom 26.01 .2019 vor, wonach 

die a(:htzehnmonatige Überstellungsfrist gelte, da die Antragstellerin fluchtig sei. Dem 

Sehreiben liegt ein Informationsblatt zur Flugtlberstellung der Antragstellerin am 
.01.2019 bei, auf dem aufgedruckt ist „STORNO Person nicht angetroff!iin". 

01, ,A.ntrs~Btelhl!rin ~rä~t In lhrt,11TI Schriftsatz vom 05.02.2019 einwendend vor, sie sai 

ledlglloh zu einem bestimmten Zeitpunkt nicht in ihrem Zimmer anwesend gewesen, 

sei aber weder zu einer Selbstgestellung nicht erschienen, noch sei sie zu elnem ihr 

bekannt gegebenen Termin nicht anwesend gewesen. Zl.l diesem der Antragsgegnerin 

am OB.02.2019 mit der Bitte wm umgehende Stellungnahme zwgefaxten Schrlftt!atz hat 

sich diese innerhalb der seither verstrichenen knapp drei Wochen nicht geäußert. 

Somit Ist bei summarischer Prwfung nicht erkennbar, dass die Antragstellerin llber län­

gere .Zeit nicht erreichbar und damit im Sinne des Art. 29 Abs. 2 Satz 2 Dublin 111-VO 

„flüchtig" gewesen w1:1r11, was die Abänderung des Beschlusses der Kammer vom 

27.07.201a-A9K2974/16 - rechtfertigt. 

Die K:ostenentschaldung folgt aus§ 154 Abs. 1 VwGO. Das Verfahren ist nach§ S3b 

AaylG gerli::htliikoatenfrei. 

Dieser Beschlues ist unanfechtbar (§ 80 AsylG). 

Or. F1aln!lugle 
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